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Chronique générale

Economie

Politique économique

Politique structurelle

Die schlechten Aussichten für die Entwicklung der Bundesfinanzen hatten den
Bundesrat etwa gleichzeitig veranlasst, seine bisher eher ablehnende Haltung zur
Zulassung von Spielbanken zu korrigieren. Im Rahmen der "Sondermassnahmen 1992
für den Bundeshaushalt" schlug er vor, Art. 35 BV in dem Sinn zu ändern, dass das
Spielbankenverbot aufgehoben und die Gesetzgebung – insbesondere auch über
maximale Einsätze – und Konzessionierung zur Bundessache erklärt werden, wobei die
Kantone für die Zulassung von Geldspielautomaten zuständig bleiben. Von den
Bruttospielerträgen der Kasinos müssten 80% an den Bund abgeliefert werden, welcher
sie zur Finanzierung der AHV zu verwenden hat. Beide Parlamentskammern stimmten
diesem Vorschlag zu, im Nationalrat gegen die von Vertretern der SP, den Grünen, der
LdU-EVP-Fraktion und der SD getragene grundsätzliche Opposition. In der
Detailberatung fand auch ein Antrag Aguet (sp, VD), einen zulässigen Höchsteinsatz von
20 Fr. in der Verfassung festzuschreiben, keine Mehrheit. Nicht durchzusetzen
vermochte sich aber auch ein Antrag Cotti (cvp, TI), der den von den Kasinobetreibern
an den Bund abzuliefernden Ertragsanteil von 80% auf 50% senken wollte. In der
Schlussabstimmung hiess der Nationalrat die Verfassungsänderung mit 113:58, der
Ständerat mit 34 gegen 1 Stimme gut. 1

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 01.10.1992
HANS HIRTER

Am 7. März stimmte das Volk über die Aufhebung des in der Bundesverfassung
verankerten Spielbankenverbots ab. Die Kampagne warf keine hohen Wellen. Das
gegnerische Komitee, das sich vor allem aus Vertretern der SP und der EVP
zusammensetzte, begründete seine Haltung hauptsächlich damit, dass es verwerflich
sei, wenn der Staat aus der Spielsucht Profit zu ziehen versuche, und dass zudem
Spielbanken zur Geldwäscherei missbraucht würden. Die Befürworter legten das
Schwergewicht ihrer Propaganda auf die Tatsache, dass spielfreudige Schweizer heute
ihr Geld in den zahlreichen grenznahen ausländischen Kasinos verspielen und dem
Bund somit wichtige Einnahmen entgingen. Zudem begrüssten sie — mit dem Verweis
auf Österreich — die Zulassung von Kasinos auch als wichtige Erweiterung des
touristischen Angebots. Von den politischen Parteien unterstützten FDP, CVP, SVP, die
AP, die LP und der LdU die Vorlage; die SP entschied sich ebenso für Stimmfreigabe wie
die GP und die PdA, während die EVP und die SD Ablehnung empfahlen.

Abstimmung vom 7. März 1993  zur Aufhebung Spielbankenverbot.
Beteiligung: 51,2%
Ja: 1 665 247 (72,5%) / 20 6/2 Stände
Nein: 633 203 (27,5%) / 0 Stände
Parolen: Ja: FDP, CVP, SVP (1*), LP, LdU, AP, Lega; ZSAO, SGV / Nein: EVP, SD
Stimmfreigabe: SP (2*), GP (1 *), PdA; SGB
*In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen 2

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 07.03.1993
HANS HIRTER

Der Entscheid, ob die Schweiz als eines der letzten Länder Europas Spielbanken
zulassen solle, fiel an der Urne eindeutig aus: mit einem Ja-Stimmenanteil von
insgesamt 72,5% wurde die Vorlage in allen Kantonen angenommen. Am deutlichsten
stimmten die Genfer zu (81,1%), am schwächsten die Jurassier (66,7). Die Vox-Umfrage
ergab, dass die Verbotsaufhebung von beiden Geschlechtern, aber auch allen
Altersklassen und sozialen Schichten (mit Ausnahme der etwas skeptischeren
Landwirte) gleich gut unterstützt wurde; in bezug auf Parteisympathie waren die
Befürworter bei der SP – trotz Stimmfreigabe dieser Partei – und dem Freisinn etwas
häufiger als bei der CVP und der SVP. 3

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 27.04.1993
HANS HIRTER
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Agriculture

Sylviculture

La Conférence des chefs de départements forestiers s'est vigoureusement opposée
au projet du Conseil fédéral de réduire ses subventions à l'économie forestière. Cette
mesure, prise dans le cadre du programme d'économies de la Confédération, prévoyait
en effet une diminution de 10% des contributions aux coûts engendrés par la
protection contre les catastrophes naturelles, et des réductions de même importance
pour d'autres rubriques (indemnités, soins aux jeunes peuplements, etc.), ainsi qu'une
suppression des subventions aux remaniements parcellaires forestiers. Dans un
premier temps, le Conseil des Etats a d'ailleurs rejeté, mais de peu, ces réductions
linéaires (montant total d'environ 20 millions de CHF). Le Conseil national est toutefois
revenu sur cette décision et a adopté le projet du gouvernement. Lors de la procédure
d'élimination des divergences, la petite chambre s'est ralliée à la décision de ce
dernier. 4

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 30.09.1992
SERGE TERRIBILINI

Enseignement, culture et médias

Culture, langues, églises

Politique culturelle

Trotz heftiger Gegenwehr vor allem von Stiftungspräsidentin Rosemarie Simmen (cvp,
SO) im Ständerat stimmten beide Kammern im Zug der Sparmassnahmen einer Kürzung
der Subventionen an die Pro Helvetia um 24 Mio Fr. für die Jahre 1993-1995 zu. Die
Beschneidung der Finanzhilfe, welche mit rund 25% deutlich über der generell
vorgenommenen linearen Kürzung von 10% liegt, wurde damit gerechtfertigt, dass
lediglich eine Redimensionierung auf das Niveau der Finanzplanvorgabe von 1990
erfolge. 1991 hatte das Parlament in einer grosszügigen Geste – und in einem
günstigeren konjunkturellen Umfeld – einer Subventionserhöhung um real 35% auf 130
Mio Fr. zugestimmt. Zusammen mit den ungekürzten Beiträgen für das Berichtsjahr (28
Mio Fr.) ergibt sich für den Zeitraum 1992-1995 eine Gesamtfinanzhilfe von 106 Mio Fr.,
was gegenüber der vorangehenden Beitragsperiode immer noch einer Erhöhung um 20
Mio Fr. oder gut 23% entspricht. In seiner Botschaft ging der Bundesrat davon aus, dass
damit die Stiftungstätigkeit im bisherigen Rahmen weitergeführt werden könne. Auf
einen realen Ausbau müsse allerdings verzichtet werden. 5

CHRONIQUE DES ASSOCIATIONS
DATE: 13.05.1992
MARIANNE BENTELI
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